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Artikel 19
Beziehungen zu anderen Organisationen

1. Der Generaldirektor kann mit Zustimmung des Rates 
und vorbehaltlich der von der Konferenz festgelegten Richt­
linien

a) Abkommen schließen, die zweckdienliche Beziehungen zu 
anderen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen 
und zu anderen zwischenstaatlichen und staatlichen Organisa­
tionen hersteilen;

b) zweckdienliche Beziehungen zu nichtstaatlichen und 
anderen Organisationen hersteilen, deren Wirken mit der 
Arbeit der Organisation im Zusammenhang- steht.. Bei der 
Aufnahme solcher Beziehungen zu nationalen Organisationen 
konsultiert der Generaldirektor die betreffenden Regierungen.

2. Vorbehaltlich solcher Abkommen und Beziehungen kann 
der Generaldirektor Arbeitsvereinbarungen mit solchen Or­
ganisationen treffen.

KAPITEL VI 

RECHTSFRAGEN

Artikel 20 
Sitz

1. Sitz der Organisation ist Wien. Die Konferenz kann den 
Sitz mit Zweidrittelmehrheit aller Mitglieder ändern.

2. Die Organisation schließt mit der Regierung des Gast­
landes ein Sitzabkommen ab.

Artikel 21
Rechtsfähigkeit,. Privilegien und Immunitäten

1. Die Organisation genießt auf dem Hoheitsgebiet jedes 
ihrer Mitglieder die Rechtsfähigkeit sowie die Privilegien und 
Immunitäten, die zur Ausübung ihrer Aufgaben und zur Ver­
wirklichung ihrer Ziele erforderlich sind. Die Vertreter der 
Mitglieder und die Beamten der Organisation genießen die 
Privilegien und Immunitäten, die für die unabhängige Aus­
übung ihrer Aufgaben im Zusammenhang mit der Organisa­
tion erforderlich sind.

2. Die Rechtsfähigkeit und die Privilegien und Immuni­
täten nach Absatz 1

a) entsprechen auf dem Hoheitsgebiet eines Mitglieds, das
der Konvention über die Privilegien und Immunitäten der 
Spezialorganisationen in bezug auf die Organisation beigetre­
ten ist, der Rechtsfähigkeit sowie den Privilegien und Immu­
nitäten, die in den Standardklauseln der Konvention festge­
legt und in einem vom Rat bestätigten Anhang dazu modifi­
ziert sind; . .

b) entsprechen auf dem Hoheitsgebiet eines Mitglieds, das 
in bezug auf die Organisation nicht der Konvention über die 
Privilegien und Immunitäten der Spezialorganisationen, je­
doch der Konvention über die Privilegien und Immunitäten 
der Vereinten Nationen beigetreten ist, der Rechtsfähigkeit 
sowie den Privilegien und Immunitäten, die in der letztge­
nannten Konvention festgelegt sind, es sei denn, der betref­
fende Staat notifiziert dem Depositar bei Hinterlegung seiner 
Ratifikations-, Annahme-, Bestätigungs- oder Beitrittsur­
kunde,- daß er diese Konvention nicht auf die Organisation 
anwenden wird; die Konvention über die Privilegien und 
Immunitäten der Vereinten Nationen findet 30 Tage nach 
einer solchen Notifizierung an den Depositar in bezug auf die 
Organisation keine Anwendung mehr;

c) entsprechen der Rechtsfähigkeit sowie den Privilegien 
und Immunitäten, die in anderen von der Organisation ge­
schlossenen Abkommen festgelegt sind.

Artikel 22
Beilegung von Streitigkeiten 
und Ersuchen um Gutachten

1. a) Jede Streitigkeit zwischen zwei odeV mehr Mitgliedern 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Statuts ein­

schließlich seiner Anlagen, die nicht durch Verhandlungen 
beigelegt werden kann, wird dem Rat unterbreitet, sofern 
die beteiligten Parteien keine andere Art der Beilegung ver­
einbaren. Ist die Streitigkeit für ein nicht im Rat ver­
tretenes Mitglied von besonderem Interesse, so hat es das 
Recht, in Übereinstimmung mit Regelungen, die der Rat be­
schließt, vertreten zu sein.

b) Ist die Streitigkeit gemäß Absatz 1 Buchstabe a nicht 
zur Zufriedenheit einer der Streitparteien beigelegt worden, 
kann diese Partei die Angelegenheit entweder, (i) wenn die 
Parteien dies vereinbaren:

A) dem Internationalen Gerichtshof; oder
B) einem Schiedsgericht;

oder (ii) andernfalls einer Schlichtungskommission 
unterbreiten.
Die Regelungen über das Verfahren und die Arbeitsweise des 
Schiedsgerichts und der Schlichtungskommission sind in An­
lage III zu diesem Statut festgelegt.

2. Die Konferenz und der Rat sind unabhängig voneinander 
ermächtigt, vorbehaltlich der Zustimmung durch die Voll­
versammlung der Vereinten Nationen, den Internationalen 
Gerichtshof um ein Gutachten zu jeder Rechtsfrage zu er­
suchen, die sich im Rahmen der Tätigkeit der Organisation 
ergibt.

Artikel 23 
Änderungen

1. Nach der zweiten ordentlichen Tagung der Konferenz 
können die Mitglieder jederzeit Änderungen zu diesem Statut 
vorschlagen. Der 'Wortlaut der Änderungsvorschläge wird 
vom Generaldirektor allen Mitgliedern umgehend übermittelt 
und von der Konferenz frühestens nach Ablauf von 90 Tagen 
nach deren Übermittlung geprüft.

2. Mit Ausnahme der Festlegungen des Absatzes 3 tritt eine 
Änderung in Kraft und wird für alle Mitglieder verbindlich,

a) wenn sie der Konferenz vom Rat empfohlen wird,
b) wenn sie von der Konferenz mit Zweidrittelmehrheit 

aller Mitglieder bestätigt wird und
c) wenn zwei Drittel der Mitglieder beim Depositar Ur­

kunden über die Ratifikation, Annahme oder Bestätigung der 
Änderung hinterlegt haben.

3. Eine Änderung in bezug auf Artikel 6, 9, 10, 13, 14 oder 
23 oder Anlage II tritt in Kraft und wird für alle Mitglieder 
verbindlich,

a) wenn sie der Konferenz vom Rat mit Zweidrittelmehr­
heit aller Ratsmitglieder empfohlen wird,

b) wenn sie von der Konferenz mit Zweidrittelmehrheit 
aller Mitglieder bestätigt wird und

c) wenn drei Viertel der Mitglieder beim Depositar Ur­
kunden über die Ratifikation, Annahme oder Bestätigung der 
Änderung hinterlegt haben.

Artikel 24
Unterzeichnung, Ratifikation,

Annahme, Bestätigung und Beitritt
1. Dieses Statut liegt für alle in Artikel 3 Buchstabe a be- 

zeichneten Staaten bis zum 7. Oktober 1979 im Bundesmini­
sterium für Auswärtige Angelegenheiten der Republik Öster­
reich und danach bis zu seinem Inkrafttreten am Sitz der 
Vereinten Nationen in New York zur Unterzeichnung auf.

2. Dieses Statut bedarf der Ratifikation, Annahme oder Be­
stätigung durch die Unterzeichnerstaaten. Die Ratifikations-, 
Annahme- oder Bestätigungsurkunden dieser Staaten werden 
beim Depositar hinterlegt.

3. Nach Inkrafttreten dieses Statuts gemäß Artikel 25 Ab­
satz 1 können die in Artikel- 3 Buchstabe a bezeichneten Staa­
ten, die dieses Statut nicht unterzeichnet haben, sowie Staa­
ten, deren Mitgliedschaft gemäß Buchstabe b des letztge­
nannten Artikels gebilligt wurde, diesem Statut durch 
Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beitreten.


